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Anlage t 
zu §281V-L 

Mit diesem lnfarmatiansblatt m6chten wir Sie auf die Moglichkeit aufmerksam machen, Sanderurlaub 

unter Verzicht auf die Fartzahlung des Entgelts zu beantragen. Dabei sallen Sie insbesandere über die 

wesentlichen tariflichen Auswirkungen infanniert werden, die mit einer salchen Bemlaubung verbun­

den sind. Die Informationen geben die Auffassung Thres Arbeitgebers über die bestehende Rechtslage 

wieder und enthalten keine Angebote auf etwaige übertarifliche Leistungen. 

Zur Vorschrift des§ 28 TV-L 

l. Allgemeine Binweise 

Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fartzahlung des Entgelts kann auf Antrag nach § 28 TV-L ge­

wahrt werden, wenn ein wichtiger Grund dafur vorliegt und die dienstlichen bzw. betrieblichen Ver­

háltnisse es gestatten. 

Wahrend des Sanderurlaubs nach § 28 TV -L wird der Bestand des Arbeitsverhaltnisses nicht berührt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass wáhrend des Sanderurlaubs alle Hauptrechte und Hauptpflichten aus 

dem Arbeitsverhaltnis, insbesondere die Pflicht des Arbeitnehmers zur Arbeitsleistung und die Pflicht 

des Arbeitgebers zur Zahlung von Arbeitsentgelt, mhen und dass der Sonderurlaub var Ablauf des 

vereinbarten Beendigungszeitpunktes nur im Einvemehmen mit dem Arbeitgeber beendet werden 

kann. Die Verpflichtung, eine Nebentátigkeit anzuzeigen bzw. deren Genehmigung zu beantragen, 

bleibt wahrend eines Sonderurlaubs bestehen. 

Nach Ablauf des Beurlaubungszeitraums haben Sie Anspruch aufWeiterbeschaftigung im Rahmen 

llrres Arbeitsvertrages. 

1.1 Sonderurlaub aus wichtigem Grund 

Ob ein wichtiger Grund varliegt, ist nach Jhrer Interessenlage zu beurteilen. Ihre Personalstelle bzw. 

die fur Sie zustandige ServiceeinheitPersanal hat über lhren Antrag zu entscheiden, wobei die dienst­

lichenlbetrieblichen Verhaltnisse genausa angemessen zu berücksichtigen sind wie Thre Interessen an 

der Beurlaubung. Dies gilt auch bei einem Antrag aufVerlangerung eines bereits gewahrten Sanderur­

laubs. 

Ein wichtiger Grund kann z. B. bei Erfiillung van Familienpflichten varliegen. Sonderurlaub unter 

Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts kann bis zur Dauer von zwolf Jahren gewahrt werden, wenn 

s1e mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige sonstige Angehorige bzw. einen 

pflegebedürftigen sonstigen AngehOrigen tatsiichlich betreuen oder pflegen und zwingende dienstliche 

bzw. betriebliche Belange nicht entgegenstehen. Dieser Sonderurlaub kann verlangert werden; der 

Antrag aufVerlángerung ist spatestens sechs Manate vor Ablauf des Sonderurlaubs zu stellen. 
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Sonderurlaub zur Kinderbetreuung kann unmittelbar an eine Elternzeit nach dem Bundeselterngeld­

und Eltemzeitgesetz anschlieBen, aber ohne Angabe von Gründen auch spater beginnen. 

Die Voraussetzungen fur einen Sonderurlaub zur Pflege eines sonstigen AngehOrigen konnen auch 

erftillt sein, wenn die ptlegebedürftige Person nicht in Threm Haushalt lebt, sondem in ihrem eigenen 

Haushalt von Ihnen gepflegt wird. Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass mit dem Pflegezeitgesetz 

(PflegeZG) ein besonderer Rechtsanspruch aufunbezahlte Freistellung von der Arbeitsleistung zur 

Pflege eines nahen Angehorigen in hauslicher Umgebung bis zur H6chstdauer von langstens sechs 

Monaten gesetzlich verankert wurde. Die Pflegezeit kann in der Fonn der vollstandigen oder teilwei­

sen Freistellung von der Arbeitsleistung erfolgen_ Wegen der bestehenden sozialversicherungsrechtli­

chen Besonderheiten wird empfohlen, sich ggf. mit der Pflegekasse in Verbindung zu setzen. 

Auf die Regelungen des § 45 Abs. 5 Sozialgesetzbuch (SGB) V wird hingewiesen. Danach wird auch 

Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern, die nicht Versicherte mit Anspruch aufKrankengeld aus der 

gesetzlicben Krankcnversicherung sind, u. a. ein llingerfristiger Anspruch auf unbezahlte Freistellung 

zur Beaufsicbtigung, Betreuung und Pflege ihres schw~rstkranken Kindes gesichert. 

1.2 Sonderurlaub ohne Angabe eines wichtigen Grundes 

Darüber hinaus hat auch der Arbeitgeber Land Berlin insbesondere wegen notwendiger Personalkos­

teneinsparungen ein Lnteresse, dass Beschaftigte Sooderurlaub in Anspruch nehmen. Ihnen kann unter 

bestimmten Voraussetzungen in folgenden Fallen auch Sonderurlaub gewahrt werden, wenn Sie keine 

Gründe fur die Beurlaubung angeben: 

Sonderurlaub aus arbeitsmarktpolitischen Gründen, 

Sonderurlaub zur Realisierung von Personalkosteneinsparungen und 

Sonderurlaub unter Verrechnung des zur Weihnachtszeit zustehenden Entgelts. 

1.2.1 Sonderurlaub aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 

Das Land Berlín m6chte mit der Bewilligung dieses Sonderurlaubs einen Beitrag zur Verbesserung 

der arbeitsmartpolitischen Situation in Berlin leisten. Der Zeitraum der Beurlaubung soll mindestens 

sechs Monate, er darfbochstens drei Jahre umfassen. Der Sonderurlaub kann Beschaftigten auch 

mehrlach gewiihrt werden. 

1.2.2 Sonderurlaub zur schnelleren Realisierung voo Personalkosteneinsparungeo 

Zur Realisierung von Personalkosteneinsparungen wird die Moglichkeit eingeraumt, sich bis zur Dau­

er von sechs Jahren ohne Unterbrechung beurlauben zu lassen, wenn der Ihnen gewahrte Sonderurlaub 

z. B. mit einer Stelleneinsparung oder mit Einsparungen bei den Personalkosten verbunden ist. Ob 

diese Voraussetzungen in Ihrem Falle erfuJit sind, kann nur von Ihrer Personalstelle bzw. der fur Sie 

zustlindige SeJViceeinheit Personal geprüft und festgestellt werden. 
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Die Dauer der Beurlaubung sallte mindestens sechs Monate betragen. Dieser Sanderurlaub kann auch 

mehrfach gewahrt werden, safern Personalkasten eingespart werden konnen. 

Sanderurlaub zur scbnelleren Realisierung von Persanalkasteneinsparungen kann auch genehnúgt 

werden, wenn Sie eine Tlitigkeit bei einem anderen Arbeitgeber als dem Land Berlín (auBerhalb und 

innerhalb des offentlichen Dienstes- z. B. Bund, Land Brandenburg -) aufuehrnen m6chten. Wah.rend 

der Beurlaubung ist grundsatzlich jede Tatigkeit erlaubt, safern durch die Aufuahrne der Tatigkeit 

keine Interessenkallisian in Bezug auf die bisherige Tatigkeit entsteht. Dabei kann es si eh sawahl um 

eine Tatigkeit als Arbeitnehmer bei einem privaten ader anderen offentlichen Arbeitgeber, als auch um 

eine selbststandige oder freiberufliche Tatigkeit handeln. Die w6chentliche Arbeitszeit wird nicht be­

grenzt. Die Ausübung einer beruflichen Tatigkeit wahrend des Sanderurlaubs bedarf der varherigen 

Zustimmung. 

Die Beurlaubung liegt im dienstlichen bzw. betrieblichen Interesse des Landes Berlin i.m Sinne van 

§ 34 Abs. 3 Satz 2 TV-L. Dies wird Ihnen var Antritt des Sanderurlaubs schriftlich mitgeteilt; die Zeit 

der Beurlaubung gilt als Beschaftigungszeit nach § 34 TV-L. 

1.2.3 Sonderurlaub unter Verrechnung des zur Weihnachtszeit zustehenden Entgelts 

Zur Realisierung voo Persaoalkasteneinsparungen wird den Beschaftigten des Landes Berlin- ausge­

nommen Lehrkrafte - die Moglichkeit angeboten, bis zu vier Wochen unbezahlte Freizeit zu nehmen, 

wenn die dienstlichen ader betrieblichen Verhaltnisse es gestatten. 

Die Dauer des Sonderurlaubs kann injedem Kalendedahr zwiscben einer und vier Wochen betragen, 

wabei der Sanderurlaub volle Wochen vanjeweils sieben Kalendertagen- unabhangig van der Zahl 

der Arbeitstage - umfassen muss; es braucht sich jedoch nicht wn Kaleoderwochen (Montag bis Sonn­

tag) zu handeln. Der Sanderurlaub kann auch gesplittet werden, beispielsweise in zweimal zwei Wa­

chen. 

Das monatliche Entgelt wird entsprechend der Dauer des Sonderurlaubs gekürzt (§ 24 Abs. 3 TV-L). 

Die Kürzung erfolgt auch fur die in die Zeit des Sonderurlaubs fallenden sonst arbeitsfreien Tage. 

Die auf den Beurlaubungszeitraum entfallenden Bezüge werden zunachst als Vorschuss weiter gezahlt 

und erst zeitoah mit der am Jahresende falligen Jahressanderzahlung mit den im Navember zustehen­

den Bezügen verrechnet. Sie konnen auf den Varschuss auch verzichten. In diesem FalJ werden die 

Bezüge im Beurlaubungsmanat bzw. unverzüglich danach um den auf den Beurlaubungszeitraum 

entfallenden Betrag vennindert. 
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Die Beurlaubung liegt im dienstlichen bzw. betrieblichen Interesse des Landes Berlín im Sinne von 

§ 34 Abs. 3 Satz 2 TV-L. Dies wird Ihnen vor Antritt des Sonderurlaubs scbriftlicb mitgeteilt; die Zeít 

der Beurlaubung gilt als Beschaftigungszeit nach § 34 TV-L. 

Der Sonderurlaub hat in diesen Fallen keine Auswirkungen auf die beihilferechtlichen Ansprüche, 

soweit nach der Protokollerklarung zu § 13 TVÜ-Ui.nder noch Beihilfeansprüche bestehen. 

Für Teilzeitbeschaftigte, die nicht durchgehend in einer Fünf-Tage-Woche oder die in Fonn eines 

Sabbaticals arbeiten oder Altersteilzeitarbeit irn Blockmodellleisten, gelten besondere Modalitiiten. Es 

wird empfohlen, dass Sie sich vor Antragstellung mit lhrer zustandigen Personalstelle bzw. Service­

einheit Personal in Verbindung setzen. 

1.2.4 Weitere Beurlaubuogsgründe 

1m Land Berlín gelten weitere Regelungen, werm Sie z. B. Sonderurlaub zur Übernahrne von Aufga­

ben der Entwick.lungszusammenarbeit oder nach den Entsendungsrichtlinien in Anspruch nehmen 

müchten. Bitte setzen Sie sich stets mit lhrer Personalstelle bzw. der fur Sie zusta.ndige Serviceeinheit 

Personal in Verbindung, wenn Sie sich beurlauben lassen mochten. 

II Auswirkungen auftarifliche Ansprüche 

l. Entgelt 

Der Sonderurlaub nach § 28 TV-L wird unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts gewahrt. 

Sofem der Entgeltanspruch wegen einem im Laufe eines Kalendermonats beginnenden oder endenden 

Sonderurlaubs nicht fur einen vollen Kalendermonat besteht, werden im Ergebnis die Teilmonatsbe­

trage gezahlt, die auf den Anspruchszeitraum entfallen bzw. wird das Entgelt entsprechend gekürzt 

(§ 24 Abs. 3 TV-L). Dies gilt z.B. auch fiir die vennogenswirksame Arbeitgeberleistungen (§ 23 

Abs. 1 TV-L). 

2. Beschaftigungszeit (§ 34 TV-L) 

GemaB § 34 TV-L wird die Zeit eines Sonderurlaubs gem. § 28 TV-L nicht als Beschaftigungszeit 

berücksichtigt. Ausnahmsweise lasst die Tarifvorschrift darm die Anrechnung der Sonderurlaubszeiten 

zu, wenn der Arbeitgeber vor Antritt des Sonderurlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an 

der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. Ein solches dienstliches/betriebliches Interesse wird z. B. 

bei Sonderurlaub zur Realisierung von Personalkosteneinsparungen anerkannt, nicht jedoch fiir Son­

derurlaub aus arbeitsmarktpolitischen Gründen oder zu Betreuungszwecken. 

Der Sonderurlaub kann somit Auswirkungen auf die tari:flichen Leistungen haben, die von der Dauer 

der Beschaftigungszeit abhangen. 
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3. Stufenaufstiege (§§ 16, 17 TV-L) 

Der Aufstieg in die nachsthOhere Stufe setzt grundsatzlich bestimmte Zeiten einer ununterbrochenen 

Tatigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe voraus. 

Die Zeit eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches 

beziehungsweise betriebliches Interesse anerkannt hat, unterbricht die Stufenlaufzeit nicht, sondem 

wird in vollem Umfang auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 

Wurde eín dienstliches beziehungsweise betriebliches Interesse nicht anerkannt, werden Unterbre­

chungen von bis zu jeweils drei Jahren zwar nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet, sind aber im 

Übrigen fiir die Stufenentwicklung unschadlich. Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren 

wird eine Rückstufung vorgenommen. Bei Wiederaufua.hme der Beschaftigung werden Síe der 

nacbstniedrigeren Stufe zugeordnet, also der Stufe, die der vor der Unterbrechung erreichten Stufe 

vorausgeht. Untergrenze ist die Stufe, der Sie im Falle einer Neueinstetlung zuzuordnen ware. Die 

Laufzeit der neuen Stufe beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 

4. Jahressondenahlung (§ 20 TV-L) 

Der Anspruch auf eine Jahressonderzahlung vermindert sich um ein Zwolftel fur jeden Kalendermo­

nat, in dem Sie wegen dem Sonderurlaub fur keinen Tag Anspruch aufEntgelt oder Fortzahlung des 

Entgelts haben. 

5. Entgelt im Krankheitsfall (§ 22 TV-L) 

Anspruch aufEntgelt im Krankheitsfall besteht wahrend eines Sonderurlaubs ohne Bezüge nicht, und 

zwar auch dann nicht, wenn die krankheitsbedingte Arbeitsunfáhigkeit bereits vor dem Beginn der 

Beurlaubung begonnen hat und die Krankenbezugsfristen noch nicht abgelaufen sind. Sie konnen auch 

nicht verlangen, dass ein bereits festgesetzter Sonderurlaub verschoben oder ausgesetzt wird, wenn 

zum Zeitpunkt seines vereinbarten Beginns die Arbeitsunfáhigkeit noch andauert. Der Sonderurlaub 

kann im Fall krankheitsbedingter Arbeitsunfáhigkeit auch nicht vorzeitig abgebrochen werden. Die 

Zeit eines unbezahlten Sonderurlaubs bleibt bei der Feststellung der Beschaftigungszeit unberücksich­

tigt, soweit der Arbeitgeber nicht vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches bzw. ein 

betriebliches Interesse anerkannt hat (§ 34 Abs. 3 S. 21V-L). Zeiten eines Sonderurlaubs, bei dem der 

Arbeitgeber vor dessen Antritt ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse nicht anerkannt hat, kon­

nen Auswirkungen auf die Dauer der Zahlung des Krankengeldzuschusses haben (§ 34 Abs. 31V-L). 

6. Jubilaum (§ 23 Abs. 2, § 29 Abs.1 Buchst. d TV-L) 

Wurde vor Antritt Ihres Sonderurlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlau­

bung durch Ihren Arbeitgeber nicht schriftlicb anerkannt, zahlt die Zeit der Beurlaubung nicht als Be-
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schaftigungszcit (§ 34 TV-L); demzufolge konnen Sie wahrend der Beurlaubung auch keinen Jubi­

laumszcitraum vollenden. 

7. Sterbegeld (§ 23 Abs. 3 TV-L) 

Beim Tod von Beschaftigten, deren Arbeitsverhaltnis aufgrund des Sonderurlaubs geruht hat, wird 

kein Sterbegeld gewahrt. 

8. Erholungsurlaub (§ 26 TV-L) und Zusatzurlaub (§ 27 TV-L) 

Die Dauer des Erholungsurlaubs einschlieBlich eines etwaigen Zusatzurlaubs vermindert sich für jeden 

vollen Kalendennonat eines wegen dem Sonderurlaub ruhenden Arbeitsverbaltnisses um ein Zwolftel. 

9. Beendigung befristeter Arbeitsvertrlige (§ 30 TV-L) 

Auf die Beendigung eines befristeten Arbeitsvertrages hat ein Sonderurlaub keine Auswirkungen. 

10. Kündigungsfristen, Eintritt der ,Unkündbarkeit" (§ 34 Abs. 1 und 2 TV-L) 

Die Kündigungsfristen für die ordentliche Kündigung richten sich gem. § 34 Abs. 1 TV-L grundsatz­

Lich nach der Beschaftigungszeit (§ 34 Abs. 3 Satz 1 und 2 TV-L). Bei Zeiten des Sonderurlaubs, die 

njcht als Beschaftigungszeit ziililen, verlangern sich wahrend der Beurlaubung somit die Kündigungs­

fristen nicht. AuBerdem schiebt sich der Eintritt der , Unkündbarkeit" hinaus. Wird die Zeit des Son­

derurlaubs ohne Bezüge jedoch als Beschaftigungszeit anerkannt, ergeben si eh hinsichtlich der Kündi­

gungsfristen und des Eintritts der ,Unkündbarkeit" keine Auswirkungen aufgrund der Beurlaubung. 

11. Besitzstandsregelungen gemafi § 8 TVÜ-Lander (Bewahrungs- und Fallgruppenauf­
stiege) und § 9 TVÜ-Lander (Vergütungsgruppenzulagen) 

Bewahrungs-, Fallgruppen- und Tatigkeitsaufstiege (Aufstiege) sind im TV-L nicht mehr vorgesehen. 

Beschiiftigte, die aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-0 übergeleitet wurden und deren Hoher­

gruppierungen nach bisherigem Recht nacb der Überleitung des Arbeitsverhaltnisses angestanden 

hiitten, wurden Besitzstandsregelungen vereinbart. Besitzstandsregelungen wurden auch fur die Ge­

wahrung von Vergütungsgruppenzulagen vereinbart, die zum Überleitungszeitpunkt bereits gezahlt 

wurden oder die nach bisherigem Recht nacb der Überleitung des Arbeitsverhliltnisses zu zahlen ge­

wesen waren. Je nach Lage des Einzelfalls kann sich ein Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzah­

lung des Entgelts negativ auf die Besitzstandsregelungen auswirken. FaUs diese Besitzstandsregelun­

gen in lhrem Arbeitsverhaltnis Anwendung finden, wird empfohlen, sich vor Beantragung des Son­

derurlaubs über die konkreten Auswirkungen bei Threr Personalstelle bzw. Serviceeinheit Personal zu 

infonnjeren. 
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Übergeleiteten Beschaftigte, die am Tage vor der Überleitung in den TV-L noch Anspruch aufBeihil­

fe hatten, stehen fiir Aufwendungen in Krankheits-, Geburts- und Todesfállen wahrend des Sonderur­

laubs grundsiitzlich keine Beihilfen nacb den Beibilferegelungen zu (eine Ausnahme gilt fur Sonderur­

laub unter Verrechnung des zur Weihnachtszeit zustehenden Entgelts, s. Teil 1 Tz 1.2.3). 

ill Allgemeine Hinweise zur Sozialversicherung und zur Zusatzversorgung CVBL) 

1. Pflegezeitgesetz 

Die nachfolgenden Ausführungen unter Tz 2 gelten nicht bei Inanspmclmabme der Pflegezeit von bis 

zu 6 Monaten nach dem Pflegezeitgesetz (PflegeZG). Hier bestehen Sonderregelungen hinsichtlich 

a) der Versicherungs- und Beitragspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- W1d Arbeitslosenversi­

cherung sowie 

b) der Gewahrung von Beitragszuschüssen durch die Pflegekasse bzw. den Arbeitgeber des Pflege­

bedürftigen. 

Detaillierte Auskünfte erteilt die Pflegekasse. Sollten Sie eine Pflegezeit in Ansprucb nehmen wollen, 

wird empfohlen, sich dort naher beraten zu lassen. 

2. Zu sonstigen Beurlaubungen 

Eine Bescbaftigung gegen Arbeitsentgelt gilt nach § 7 Abs. 3 SGB IV als fortbestehend, solange das 

Beschaftigungsverhaltnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortdauert, grundsatzlichjedoch nicht 

langer als einen Mona t. Danach endet die Yersicherungs- und Beitragspflicht in allen Zweigen der 

Sozialversicherung. 

2.1. Auswirkungen auf die Kranken- und Pflegeversicherung 

2.1.1 Arbeitnebmer/innen die der gesetzlichen Kranken- und Ptlegeversicberung angeboren 

2.1.1.1 krankenptlegeversicberungspOichtige Arbeitnebmer/innen 

In der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegeversicherung bleiben die Mitglied­

schaft (und damit auch der Versicherungsschutz) bis zur Dauer von einem Monat ohne Beitragsent­

richtung aus laufendem Arbeitsentgelt erhalten (vgl. Vorbemerkung). 

Bei einem einen Monat übersteigenden unbezahlten Sonderurlaub besteht W1ter bestimmten Voraus­

setzungen (vgl. § 9 i. V. m. § 188 Abs. 2 SGB V) die Moglichkeit der freiwilligen Weiterversicherm1g 

in der gesetzlichen Krankenversicberung. Der freiwillige Beitritt ist der Krankenkasse innerhalb von 

drei Monaten nach Beendigung der Mitgliedschaft anzuzeigen. Weitere Auskünfte erteilt die zustandi­

ge Krankenkasse. 
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Von der Moglichkeit der freiwilligen Weiterversicherung sollte regelmaBig Gebrauch gemacht wer­

den, wenn kein anderweitiger Krankenversicherungsschutz (z. B. im Rahmen der Familienversiche­

rung gemaB § 1 O SGB V) besteht. Freiwillige Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sind 

nach § 20 Abs. 3 SGB XI zugleich versicherungspflichtig in der sozialen Pflegeversicherung. 

Zur Sicherstellung ununterbrochener Leistungsansprüche wird den Arbeitnehmerinnen/ Arbeitnehmem 

dringend empfoblen, sich ggf. zur freiwilligen Weiterversicherung rechtzeitig rnit ihrer Krankenkasse 

in Verbindung zu setzen. 

2.1.1.2 freiwillig krankeoversicberte Arbeitoehmer/innen 

Die beurlaubten Arbeitnehmer/innen müssen sich mit ihrer Krankenkasse in Verbindung setzen, um 

die Einzelhciten der Fortsetzung ihres Versicherungsschutzes und ggf. die Auswirkungen auf die Hohe 

des freiwill igen Beitrags zu klaren. 

Beitragszuschüsse nach § 257 SGB V zur freiwilligen Krankenversicherung und nach § 61 SGB XI 

zur soziaJen Pflegeversicherung werden fiir die Zeit des unbezahlten Sonderurlaubs nicht gewahrt. 

2.1.2 Arbeitnehmer/innen, die einem privaten Krankenversicherungsunternehmen angebo­
ren 

Für die Zeit des unbezahJten Sonderurlaubs werden Beitragszuschüsse nach § 257 SGB V zur priva­

ten Krankenversicherung und nach § 61 SGB XI zur privaten Pflegeversicherung nicht gewahrt. 

2.2. Auswirkungeo a uf die gesetzliche Renteoversicherung 

In der gesetzlichen Rentenversicberung besteht grundsatzlich die Mogl ichkeit der freiwi lligen Versi­

cberung (§ 7 Abs. 1 SGB VI). Die Arbeitnehmer/innen müssen sich zu diesem Zweck an die Deutsche 

Rentenversicherung wenden. Für die Zeit der freiwi lligen Versicherung steht kein Arbeitgeberanteil 

zu. 

Bei unbezahlten Sonderurlauben von bis zu einem Monat ist die Moglich.keit der freiwilligen Versi­

cherung nicht gegeben, weil die Beschaftigung nach § 7 Abs. 3 SGB IV ftir diesen Zeitraum ohne 

laufendes Arbeitsentgelt als fortbestebend gilt (vgl. Vorbemerkung). Da im K.alenderjahr des unbe­

zahlten Sonderurlaubs ein geringeres Arbeitsentgelt bezogen wird, hat der unbezahlte Sonderurlaub 

ggf. eine entsprechende Verringerung der Rente zur Folge. 

Den an einer langeren Beurlaubung interessierten Arbeitnehmer/innen wird daher dringend empfoh­

len, sich an die Deutsche Rentenversicherung zu wenden und sich dort hinsichtlich der Leistungsrecht­

lichen Auswirkungen (z.B. Rentenansprüche, medizinische RehabilitationsmaBnahmen) naher beraten 

zu lassen. 
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2.3. Auswirkungen auf die Zusatzversorgung (VBL) 

Anlage 1 
zu §281V-L 

Die Pflichtversicherung zur VBL bleibt wlihrend eines Sonderurlaubs bestehen, es werden jedoch kei­

ne Umlagen bzw. Beitrage entrichtet, sodass in dieser Zeit keine zusatzlichen Versorgungspunkte er­

worben werden kónnen. Ausnahmen biervon kónnen sich bei der Übemalune von Aufgaben der Ent­

wicklungshilfe ergeben; Fragen hlerzu richten Sie bitte an Thre zustandige Personalstelle/Serviceein­

heit Personal. 

IV Antragsweg 

Ihren (form.lose~) Antrag auf Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts stellen Sie 

bitte recbtzeitig auf dem üblichen Dienstweg bei der fur Sie zustandigen Personalstelle bzw. Service­

einheit Personal. Bitte geben Sie in Threm Antrag an, wann der Sonderurlaub beginnen und enden soll 

und welcher Beurlaubungsgrund aus Ihrer Sicht vorliegt. 
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